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Editorial 

Liebe Kolleginnen und Kollegen

«Stets findet Überraschung statt,  
da wo man’s nicht erwartet hat.» 

Wilhelm Busch

Wir sind stolz darauf, Ihnen wieder einmal eine Ausgabe unserer Verbandszeit-
schrift präsentieren zu können. Nicht ein grosses Thema dominiert die vorliegende 
Ausgabe, es sind ganz verschiedene, und das spiegelt ganz gut auch die Arbeit des 
KMV wider. Von «Treueprämie» – hier war beharrliche Verbandsarbeit von Erfolg 
gekrönt – bis «Kanti-Leck» – hier reibt man sich verwundert die Augen – reicht das 
Spektrum. Wir möchten Ihnen einen Einblick in unsere Arbeit geben, wir wollen 
über Hintergründe informieren, unsere Meinung zu aktuellen Themen darstellen 
und vielleicht auch zu Diskussionen anregen. Die Kommunikation soll keine Ein-
bahnstrasse bleiben, wir freuen uns über Rückmeldungen und Kommentare und 
wünschen viel Vergnügen beim Lesen. 

Margit Kopp, Präsidentin KMV
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Jahresbericht der Präsidentin 
Verbandsjahr 2013/14 

Liebe Kolleginnen und Kollegen

Aus Vorstandssicht könnte man das 
letzte Verbandsjahr als ein ruhiges Jahr 
bezeichnen. Es war geprägt von konst-
ruktiver Zusammenarbeit mit den Sozi-
alpartnern, Mitgliederberatung, Kon- 
taktpflege und Austausch mit Partner-
organisationen und auch der einen 
oder anderen Überlegung zur Orga-
nisation des Verbandes, von grösseren 
Katastrophen oder Bedrohungen sind 
wir insgesamt jedoch verschont geblie-
ben. 

Berufsauftrag

2013 begann man im BLD die Arbeit 
an den Berufsaufträgen für die Volks-
schule, die Berufsbildung und die 
Mittelschulen aufzugleisen. Ziel war 
eine weitgehende Vereinheitlichung 
der Berufsaufträge aller drei Gruppen 
zu erreichen, wobei das vom BLD an-
gestrebte Modell sich nur wenig un-
terschied von dem, was bei den Mit-
telschulen bereits Usus war. Es waren 
darum kaum grosse Änderungen zu 
erwarten, die gesetzten Rahmenbedin-
gungen und vor allem die unbedingt 
geforderte Kostenneutralität liessen 
kaum Änderungen oder das gar das 

Beheben von Mängeln zu. Der Zeitplan 
war ehrgeizig, und so wurde im Früh-
jahr der bestehende Berufsauftrag un-
ter Zeitdruck durchgeführt. Gestört hat 
uns dabei die nicht sehr offene Kom-
munikation über die Evaluation, wir 
haben über Umwege davon erfahren 
und hatten somit keine Gelegenheit, 
allenfalls Fragestellungen einzubrin-
gen – es hätte der Sache sicher nicht 
geschadet, aber vielleicht genützt, 
wenn die Vertretung der Mittelschul-
lehrpersonen sich bei der Evaluation 
eingebracht hätte. 

Die eigentliche Arbeit begann für die 
Arbeitsgruppe Mittelschulen erst im 
Frühjahr 2014. Die Arbeitsgruppe, in 
der die Schulleitungen, das Amt für 
Mittelschulen, die Pädagogische Kom-
mission und Lehrerverbände vertreten 
waren, hat in rund fünf intensiven Sit-
zungen und zahlreichen E-Mails ver-
sucht, einen möglichst guten Berufs-
auftrag zu entwerfen. 

Am Projekt Berufsauftrag konnten wir 
auch sehen, dass eine grundsätzlich 
gute und konstruktive Zusammenar-
beit, wie der KMV sie mit dem überge-
ordneten Amt im BLD pflegt, nicht für 
alle Lehrergruppen selbstverständlich 
ist. 
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Die wesentlichen Rahmenbedingun-
gen waren:

•	 Kostenneutralität.
•	 Jahresarbeitszeit von 1906 Stun-

den, welche dann 100 % entspricht.
•	 Abrechnung nicht mehr in Jahres-

wochenlektionen, sondern in Pro-
zenten. 

•	 Festlegung eines Prozentanteils 
für die Erfüllung des Kernauftrags 
und des erweiterten Berufsauf-
trags.

•	 Zuteilung der Tätigkeiten einer 
Lehrperson zu den Kategorien 
Kernauftrag, erweiterter Auftrag, 
besondere Aufgaben.

Im Wesentlichen hat sich die Ar-
beitsgruppe bemüht, eine Liste von 
Aufgaben zusammenzustellen, die 
Lehrerinnen und Lehrern in ihrer Be-
rufsausübung wahrnehmen, und diese 
in verschiedene Kategorien einzutei-
len. Die Liste soll «nach aussen» aufzei-
gen, wie gross das Spektrum der Auf-
gaben ist, sie soll Schulleitungen und 
Lehrpersonen als Basis dienen, welche 
Aufgaben zum Grundauftrag gehören 
und welche nicht. Das Grundproblem 
dabei ist, dass eine Liste nie genau ge-
nug oder abschliessend formuliert sein 
kann. Es gäbe Gründe, sie sehr ausführ-
lich zu gestalten, und genauso gute 
Gründe, sie kürzer und allgemeiner zu 

halten, und bei der Arbeit schwankt 
man zwischen den beiden Polen hin 
und her, im Zweifelsfall wird die Liste 
doch die gewünschten Anforderungen 
nicht befriedigend erfüllen. Trotzdem 
ist es sinnvoll, einmal darüber nachzu-
denken, was zum Beruf Mittelschulleh-
rer alles dazugehört. 

Die Aufteilung in Kernauftrag – erwei-
terter Auftrag wurde auf 94 % und 
6 % festgelegt, was in etwa den bishe-
rigen 100 Stunden entspricht und den 
bisherigen Umrechnungsfaktor zwi-
schen Lektionen und Arbeitsstunden 
beibehält.

Moderat angepasst wurde auch das 
Kompensationsreglement, es wird 
darin nun nicht mehr nur von Abzü-
gen gesprochen, sondern auch von 
Mehrleistungen. Es hat sich gezeigt, 
dass die verschiedenen Schulen sehr 
unterschiedlich mit dem Reglement 
umgegangen sind, d. h. dass in der 
Umsetzung durchaus Spielraum ist. 
Wir haben nicht auf eine Vereinheit-
lichung durch ein genaues Reglement 
gedrängt, was am einen Ort Vorteile, 
am anderen grosse Nachteile mit sich 
gebracht hätte, sondern bauen darauf, 
dass allenfalls der Spielraum an den 
Schulen ausgehandelt wird. 
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Leichte Verbesserungen konnten wir 
bei der Altersentlastung erreichen. 
Weil nun die Altersentlastung eben-
falls in Stellenprozenten angegeben 
ist, sind die Lehrergruppen mit einer 
Lektionenzahl von mehr als 23 für ein 
Vollpensum den anderen gleichge-
stellt. Die Mehrkosten dafür werden 
dadurch erkauft, dass Stellvertretun-
gen nur noch für den Kernauftrag 
angestellt werden, nicht aber für den 
erweiterten Berufsauftrag. 

Wegen der unbedingten Forderung 
nach Kostenneutralität konnten aller-
dings zwei wichtige Probleme nicht an-
gegangen werden: 

Lehrer leisten schon heute deutlich 
mehr als 1906 Stunden pro Jahr an 
Arbeit, d. h. dass eine Senkung des 
Pensums oder eine Reduktion der Auf-
gaben erforderlich wäre, damit der 
Berufsauftrag so, wie er sein soll, über-
haupt zu erfüllen ist. 

Teilzeitlehrpersonen wenden für den 
erweiterten Berufsauftrag fast genau-
so viel Zeit auf wie vollangestellte Lehr-
personen, d. h. es ist nicht richtig, dass 
auch der Bereich «erweiterter Berufs-
auftrag» für Teilzeitlehrpersonen nur 
im Umfang des Pensums im Lehrauf-
trag angerechnet wird. Die Ungerech-
tigkeit wird bei der Neuaufgleisung 
der Berufsaufträge mit dem Argument 

«nicht bezahlbar» im BLD einfach wis-
sentlich in Kauf genommen, und das ist 
nicht richtig. 

Im Moment ist der Entwurf in der Ver-
nehmlassung, wir sind gespannt auf 
die Reaktionen. Letztlich wird trotz der 
Grösse des Gesamtprojekts für uns im 
Alltag vermutlich kaum jemand eine 
Veränderung gegenüber dem heuti-
gen Zustand bemerken. 

Beratung / Rechtsberatung

Im vergangenen Verbandsjahr hatten 
wir es mit mehr Beratungsfällen als im 
Vorjahr zu tun, mit Fragen zur Anstel-
lung, Einstufung, zum Übertritt in den 
Ruhestand oder mit anderen Fragen, 
in denen sich Schulleitungen und Lehr-
personen nicht einig waren. Der KMV 
beantwortet in solchen Fällen Fragen, 
klärt wenn nötig die Rechtslage, unter-
stützt in Gesprächen oder finanziert in 
besonderen Fällen (zumindest teilwei-
se) eine Beratung beim Rechtsanwalt. 
Ein Haupteffekt für die Betroffenen ist 
sicher, dass sie über den Verband eine 
Meinung von aussen bekommen und 
im Konflikt (und in der Regel auch in 
einer Abhängigkeitssituation) nicht 
mehr alleine sind, sondern Unterstüt-
zung erfahren und es gelingt, Kom-
promisse auszuhandeln, wo Fronten 
verhärtet waren. 
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Organisatorisches, Veranstal-
tungen und Kontaktpflege

Zur Verbandsarbeit gehört auch Ar-
beit an den Verbandsstrukturen, d. h. 
die Suche nach neuen Vorstandsmit-
gliedern oder nach Kolleginnen oder 
Kollegen, die bereit sind, bestimmte 
Aufgaben zu übernehmen. Nichts ist 
stetiger als der Wandel – das gilt auch 
für den KMV-Vorstand, und so müssen 
wir auch dieses Jahr an der HV alte Vor-
standsmitglieder verabschieden und 
dürfen neue willkommen heissen. Ich 
glaube, ich kann sagen, dass der KMV-
Vorstand gut funktioniert und jedes 
Vorstandsmitglied die Aufgabe auch 
als bereichernd empfindet. Wer sich 
für die Arbeit interessiert und sich ein 
Mitmachen vorstellen kann, ist jeder-
zeit willkommen. 

Die Homepage war schon seit einiger 
Zeit unser Sorgenkind, in diesem Jahr 
haben wir die Überarbeitung oder 
Neugestaltung in Angriff genommen. 
Die neue Seite ist nun aufgeschaltet, 
sie auch inhaltlich auf Vordermann zu 
bringen wird uns aber auch im kom-
menden Verbandsjahr noch beschäfti-
gen. Allerdings ist das eine Arbeit, die 
sich sicher lohnt, und wir hoffen, dass 
dann die Kommunikation nach aussen 
für uns besser und einfacher wird. 

Wie jedes Jahr haben wir auch in die-
sem Frühjahr den Parlamentarischen 

Abend durchgeführt, eine Veranstal-
tung, die dazu dient, mit den Kan-
tonsparlamentariern in Kontakt zu 
bleiben. Das hilft dabei, dass der KMV 
als Interessensvertretung der Mittel-
schullehrer im Bewusstsein bleibt, und 
erleichtert uns das Zugehen auf Kan-
tonsräte oder Parteien, wenn es nötig 
sein sollte. 

Im Mai haben wir zwei Informations-
abende zur neuen Pensionskasse orga-
nisiert, einen in Sargans und einen in 
St. Gallen, bei denen auch die Gelegen-
heit bestand, zwei Experten Fragen zu 
stellen. Mittlerweile sollten alle Versi-
cherungsausweise verschickt sein, wir 
denken, dass die Veranstaltungen ei-
nen Beitrag leisten konnten, dass man 
die neuen Ausweise besser versteht.

Zum jährlichen Routine gehören auch 
regelmässige Aussprachen mit dem Bil-
dungschef und dem Amtsleiter, bei de-
nen wir Fragen und Anliegen vorbrin-
gen. Mehrmals im Jahr tauschen wir 
uns auch mit dem KLV und dem BCH 
(Verband der Berufsschullehrpersonen) 
aus, um uns gegenseitig über die gerade 
aktuellen Themen zu informieren. Ge-
rade beim Berufsauftrag war das nütz-
lich, das Miteinanderreden verhindert, 
dass Verbände allenfalls gegeneinan-
der ausgespielt werden, wenn sich die 
Interessen von Arbeitnehmer und Ar-
beitgeber einmal nicht gerade decken.
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Kanti Wattwil 

Plötzlich zum Thema wurde in die-
sem Jahr auch die Kanti Wattwil und 
der politische Streit um den Standort 
dieser Kantonsschule. Die Standortfra-
ge an sich wäre kein Thema für einen 
Berufsverband, aufgeschreckt hat uns 
aber die in dem Streit plötzlich aufge-
tauchte Idee, bis zu 200 Schülerinnen 
und Schüler ausserkantonal in Pfäffi-
kon ins Gymnasium zu schicken. Im Mai 
hat Regierungsrat Kölliker gegenüber 
den Medien geäussert, dass die Regie-
rung Verhandlungen mit dem Kanton 
Schwyz aufnehmen und gleichzeitig 
prüfen möchte, welche Auswirkungen 
eine Reduktion der Schülerzahl auf das 
Angebot in Wattwil hätte. Wer eine 
Kanti von innen kennt, der weiss, dass 
100 bis 200 Schüler weniger zwischen 
vier und zwölf Klassen weniger bedeu-
ten, dass dadurch in Wattwil eine sehr 
grosse Zahl an Lehrerstellen abgebaut 
würde und dass das Angebot der Schule 
vermutlich auch bei den Schwerpunk-
ten deutlich verringert werden müsste. 
Eine Kantonsschule soll sich aber nicht 
spezialisieren, wie das Privatschulen 
tun, sie soll ein breites Spektrum an-
bieten. 100 bis 200 Schüler weniger, 
das ist, als ob ein ganzer Jahrgang aus 
einer Schule verschwindet. 

Öffentlich oder politisch diskutiert 
wird diese unselige Idee jedoch nicht, 

die Diskussion kreist weiter um den 
Streit «Kanti in Wattwil oder doch in 
Uznach», und man redet vom «Kanti-
Leck» – womit ironischerweise nicht 
der Sanierungsbedarf der in die Jahre 
gekommenen Schule gemeint ist, son-
dern die Frage, wie gewisse Informati-
onen nach einer Regierungssitzung an 
die Presse gelangen konnten. 2016 ste-
hen wieder Wahlen an, und man wird 
den Eindruck nicht los, dass von allen 
Seiten versucht wird, mit der Kanti 
Wattwil Wahlkampf zu betreiben. Wir 
sind entschieden gegen die Idee, eine 
so grosse Zahl von Schülerinnen und 
Schüler ausserkantonal zu beschulen, 
und werden die Sache nicht so einfach 
auf sich beruhen lassen.

An der nächsten Aussprache mit dem 
Bildungschef im September werden 
wir das Thema auf jeden Fall zur Spra-
che bringen.

Ausblick

An allen Schulen werden derzeit Pro-
jekte mit Laptopklassen oder Tablet-
klassen vorangetrieben. Damit rückt 
auch die Frage in den Fokus, wie ent-
sprechende Geräte der Lehrpersonen 
finanziert werden sollen. Einmal ist der 
KMV in diesem Jahr schon deswegen 
aktiv geworden. Es taucht auch die alte 
Frage auf, warum Lehrpersonen ihre 
Arbeitsgeräte selbst finanzieren sollen 



10

kmv aktuell 01/14

und nicht mindestens eine finanzielle 
Entschädigung für Computer, Periphe-
riegerät und Software erhalten. Nie-
mand im BLD finanziert seinen Laptop 
und seine Office-Lizenz selbst. Laut 
Gesetz ist der Arbeitgeber verpflich-
tet, die Arbeitsgeräte zur Verfügung 
zu stellen. Für uns sind Arbeitsplätze 
zu Hause bequem, und wir sind daran 
gewöhnt, aber der Kanton spart sehr 
viel Geld dadurch, dass so gut wie jede 
Lehrperson zu Hause ein eigenes Büro 
unterhält. Die Rektorenkonferenz hat 
ihre zukünftige Informatikstrategie 

noch nicht bekannt gegeben, wir sind 
jedoch bereit, in die Diskussion einzu-
steigen, sollte dies notwendig werden.

Es bleibt abzuwarten, was für positi-
ve oder negative Überraschungen das 
neue Verbandsjahr für uns noch bereit 
halten wird. Eines kann man über die 
KMV-Arbeit aber mit Sicherheit sagen, 
langweilig wird es nie.

Die Präsidentin

HV 2014 | vorne: Margit Kopp | hinten am Flügel: Zorana Krnetic Schwerpunktfach Musik plus
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Die Überarbeitung des  
Berufsauftrags für Mittel-
schullehrpersonen

Nachdem ein erster Versuch für einen 
neuen Berufsauftrag für Volksschul-
lehrpersonen 2012 (unter dem schönen 
Titel «Stärkung des Lehrberufs in der 
Volksschule») in einem Scherbenhau-
fen geendet hatte, hat man im BLD be-
schlossen, die Berufsaufträge aller Leh-
rergruppen in einem einzigen Projekt 
zu bearbeiten und so weit wie möglich 
zu vereinheitlichen. Der Berufsauftrag 
der Volksschullehrpersonen sollte noch 
einmal neu aufgegleist werden, derje-
nige für Mittelschullehrpersonen stand 
zur Evaluation an, bei den Berufsschu-
len galt es, gewisse Vorgaben aus den 
Sparpaketen im Berufsauftrag umzu-
setzen. Eine gemeinsame Bearbeitung 
schien daher sinnvoll. Die Vorgaben für 
die neuen Berufsaufträge aller Grup-
pen wurden im BLD wie folgt gesetzt 
(zitiert aus ER13-111):

Eckwerte

1.	 Grundlage ist eine Jahresarbeits-
zeit von 1906 Stunden (analog üb-
riges Staatspersonal)

2.	 Die Lektionen werden in Stellen-
prozente umgerechnet

3.	 Zeitgefäss für Kernauftrag (Unter-
richt / Vor- und Nachbereitung des 
Unterrichts / Beurteilung)

4.	 Zeitgefäss für erweiterten Auftrag 
(Weiterbildung / Schule (insbeson-
dere Schulentwicklung und Team-
arbeit) / Elternarbeit / Beratung)

5.	 Die Zahlen sind Richtwerte, Ab-
weichungen sind möglich.

6.	 Im Grundsatz soll die maximale Be-
soldung 100 Prozent entsprechen. 
Besondere Aufgaben werden mit 
einer zeitlichen Entlastung in ei-
nem anderen Bereich entschädigt.

7.	 Beim erweiterten Auftrag soll auf 
die Einführung der Arbeitszeiter-
fassung verzichtet werden. Im Ein-
zelfall kann die Schulleitung bei 
Bedarf eine Plausibilisierung ein-
fordern.

8.	 Kompensation von ausfallenden 
Lektionen (voraussehbare / nicht 
voraussehbare)

Restriktionen (nicht Gegenstand der 
Überarbeitung)

1.	 Lohn (Art. 5 EVA-BS und Art. 5 
EVA-MS je inkl. Anhang)

2.	 Unterrichtsverpflichtung (Art. 10 
Abs. 1 EVA-BS und Art. 13 EVA-MS)

3.	 Altersentlastung (Art. 10 Abs. 3 
EVA-BS und Art. 18 EVA-MS)

4.	 Entschädigungspool, vormals Füh-
rungspool bzw. Unterrichtspool 
und Schulleitungspool (Art.  12 
EVA-BS und Art. 17 EVA-MS)HV 2014 | vorne: Margit Kopp | hinten am Flügel: Zorana Krnetic Schwerpunktfach Musik plus
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5.	 Lektionsdauer (Art. 11 Mittelschul- 
verordnung, sGS 215.11; abge-
kürzt MSV und Art. 13 Berufsbil-
dungsverordnung; sGS 231.11; ab-
gekürzt BBV)

6.	 Ferien bzw. unterrichtsfreie Zeit 
(Art. 29 MSG und Art. 14 BBV)

7.	 Stellenbeschreibung und Unter-
richtsverpflichtung der Schullei-
tungsmitglieder

Die Eckwerte beschreiben in etwa die 
Form, die der derzeitige Berufsauftrag 
für Mittelschulen jetzt schon hat, und 
die Restriktionen bedeuten, dass auch 
kaum Spielraum für grössere Verände-
rungen oder Korrekturen möglich war. 
In einer Projektgruppe Mittelschulen, 
in der der KMV mit zwei Personen 
vertreten war, haben wir in mehreren 
Sitzungen den jetzt vorliegenden Vor-
schlag ausgearbeitet. 

Veränderungen im Berufsauftrag

Neu soll in Stellenprozenten und nicht 
in Lektionen gerechnet werden, wobei 
im Hintergrund bei der Umrechnung 
immer noch Lektionen stehen, weil sie 
bisher ein Vollpensum definiert haben. 
Neu sind für den erweiterten Berufs-
auftrag nun 6 % eines Vollpensums 
vorgesehen (was in etwa 114 Stunden 
Arbeitszeit entspricht), die restlichen 

94 % für den Kernauftrag. (Auch im 
bisherigen Berufsauftrag war von 
schon von «100 Stunden gemeinsame 
Arbeitszeit» die Rede.) Bei der Umrech-
nung von Lektionen in Prozente bezie-
hen sich die Lektionen jetzt nur noch 
auf den Kernauftrag, d. h. auf die 94 % 
der Tätigkeit.

Im Vorschlag wurde die Unschönheit 
behoben, dass Tätigkeiten, die noch 
im Entwurf den «100 Stunden gemein-
same Arbeitszeit» zugeordnet waren, 
in den Weisungen zum Berufsauftrag 
plötzlich in der Kategorie «erweiter-
ter Berufsauftrag» erschienen. Das 
bei Lehrpersonen nicht sehr beliebte 
Kompensationsreglement klingt nun 
insgesamt etwas freundlicher, und es 
ist jetzt auch von Mehrleistungen und 
nicht nur von Abzügen die Rede. Zum 
Beispiel ist genauer geregelt, dass in 
besonderen Unterrichtswochen die 
Mehrleistung von Lehrpersonen mit 
Teilpensen angerechnet wird. Neu er-
geben neun Halbtage das Vollpensum 
einer Arbeitswoche, was nach Ansicht 
der Projektgruppe viel mehr einer «ge-
wöhnlichen» Unterrichtswoche ent-
spricht, bisher waren es zehn Halbtage. 

Die Altersentlastung soll neu flexib-
ler gestaltet werden. Der Bezug soll 
bereits ab dem 55. Altersjahr möglich 
sein und sowohl die Bezugsdauer wie 
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auch die Aufteilung auf die Jahre wä-
ren in gewissem Rahmen individuell 
wählbar. Klärungs- oder Diskussionsbe-
darf besteht noch bei der Regelung des 
Übertritts in den Ruhestand. Soll dieser 
automatisch nach Bezug der Alters-
entlastung erfolgen, was einer Kün-
digungsfrist von bis zu sechs Jahren 
gleichkäme – eine Zeitspanne, in der 
Lebensumstände sich erheblich verän-
dern können –, oder soll trotzdem auf 
den Übertritt in den Ruhestand noch 
eine Kündigung nötig sein? Neu wür-
den auch alle Lehrpersonen den glei-
chen Prozentsatz von 61.5 Stellenpro-
zenten an Altersentlastung erhalten, 
damit wären diejenigen Lehrpersonen, 
deren Vollpensum mehr als 23 Lekti-
onen beträgt, nun den anderen Lehr-
personen gleichgestellt. 

Ungelöste Probleme

Weiterhin nicht beseitigt werden 
konnte im Entwurf eine bereits be-
kannte Ungerechtigkeit gegenüber 
Teilzeitlehrpersonen. Eine Teilzeitlehr-
person besucht nicht nur einen Teil der 
Konvente, Sitzungen, Schulentwick-
lungsveranstaltungen etc., sie erfüllt 
den erweiterten Berufsauftrag (fast) 
in gleichem Mass wie eine Vollzeitlehr-
person. Das ist für das Schulleben und 
die Schulkultur erwünscht, angerech-
net wird in dem Bereich jedoch trotz-

dem nur der reduzierte Umfang, und 
damit ist eine Teilzeitlehrperson be-
nachteiligt. Dieses Problem wird nicht 
bestritten, kann aber aus Kostengrün-
den nicht behoben werden. Unschön 
erscheint uns weiterhin, dass alle Ab-
züge so berechnet werden, als ob nur 
in 39 Wochen Schule gearbeitet wird, 
in 13 aber nicht. Das ist aber so nicht 
korrekt und passt genau genommen 
auch nicht zu einem Jahresarbeitszeit-
modell. Abzüge für Praktika, Sprach-
aufenthalte etc. sind grundsätzlich zu 
rechtfertigen, aber der Pauschalabzug 
von 1/39 pro Woche berücksichtigt 
nicht, dass eine Lehrperson zwar in 
der Zeit nicht unterrichtet, aber alle 
administrativen Arbeiten (Verwaltung, 
Prüfungen, Notenkonferenzen …) in 
Bezug auf die abwesende Klasse doch 
erledigt hat. Die Kompensationsab-
züge sind daher mit 1/39 bequem zu 
berechnen, aber tendenziell zu hoch. 
Dazu kommt, dass ein Schuljahr alle 7 
bis 8 Jahre nicht 39, sondern 40 Schul-
wochen hat, in diesen Jahren würde 
dann sogar zu viel abgezogen – oder 
man müsste konsequenterweise eine 
Woche mehr Ferien geben. 

Neu ist die Jahresarbeitszeit im Ent-
wurf des Berufsauftrags auf 1906 Stun-
den festgelegt. Der Wert ist in Anleh-
nung an die Arbeitszeit des übrigen 
Staatspersonals berechnet, aber nicht 
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an der Arbeitswirklichkeit gemessen 
worden. Die Studien, die es zur Leh-
rerarbeitszeit gibt, kommen alle zum 
Schluss, dass der Wert in der Realität 
längst deutlich überschritten ist. Un-
bedingt wichtig scheint uns daher der 
Abschnitt im Schlussbericht, in dem 
die Jahresarbeitszeit folgendes gesagt 
wird (S. 5, Abschnitt 2.4):

Dazu ist generell festzuhalten, dass 
die über die Unterrichtpräsenz hin-
ausgehende Arbeitszeit der Lehrper-
sonen nicht präzise vorgegeben und 
kontrolliert werden kann. Sowohl 
von den Lehrpersonen wie auch von 
den Mitgliedern der Schulleitung ist 
diesbezüglich Flexibilität zu fordern. 
Festzustellen ist aber auch, dass es Ar-
beitszeiterhebungen gibt, welche eine 
höhere zeitliche Belastung der Lehrper-
sonen ausweisen, als dies mit den 1906 
Stunden vorgegeben wird (vgl. Ziff. 2.2 
Eckwerte, Ziff. 1). Daher ist eine Entlas-
tung der Mittelschul-Lehrpersonen an-
zustreben, welche längerfristig durch 
eine Senkung der Unterrichtsverpflich-
tung erreicht werden soll.

Wichtig scheint uns auch, dass Arbeit-
geber und Arbeitnehmer einen Berufs-
auftrag pragmatisch betrachten und 
beispielsweise das Kompensationsre-
glement wohlwollend angewendet 

wird. Man kann auch nicht wirklich 
befriedigend und hieb- und stichfest 
aufschreiben, was die Tätigkeit einer 
Lehrperson letztlich umfasst, trotzdem 
wird es im Berufsauftrag versucht, als 
Richtschnur im Alltag für Lehrpersonen 
und Schulleitungen und als eine Art 
«Stellenbeschreibung» nach aussen. 
Tritt der neue Berufsauftrag so wie 
jetzt vorgeschlagen in Kraft, werden 
im Alltag wohl kaum grosse Verände-
rungen spürbar werden. Das ist einer-
seits beruhigend, aber unser Arbeit-
geber muss sich bewusst sein, dass im 
jetzigen Vorschlag ganz offensichtliche 
Ungerechtigkeiten enthalten sind, die 
es zu beseitigen gilt. Das Argument 
«kein Geld» kann nicht auf Dauer eine 
Entschuldigung dafür sein, sich vor die-
ser Aufgabe zu drücken. 

Margit Kopp
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Bericht der Revisionsstelle

Als Revisionsstelle haben wir die Buch-
führung und die Jahresrechnung (Bi-
lanz und Erfolgsrechnung) des Kan-
tonalen Mittelschullehrerinnen- und 
Mittelschullehrerverbandes St. Gallen 
(KMV) für das am 31. Juli 2014 abge-
schlossene Geschäftsjahr geprüft.

Für die Erstellung der Jahresrechnung 
ist der Vorstand verantwortlich, wäh-
rend unsere Aufgabe darin besteht, 
die vorgelegte Jahresrechnung zu prü-
fen. Wir meinen, die Anforderungen 
hinsichtlich Befähigung und Unabhän-
gigkeit zu erfüllen.

Unsere Prüfung war so geplant und 
durchgeführt, dass wesentliche Fehl-
aussagen in der Jahresrechnung mit 
angemessener Sicherheit erkannt wer-
den. Wir prüften die Posten und Anga-
ben der Jahresrechnung mittels Analy-
sen und Erhebungen auf der Basis von 
Stichproben. Ferner beurteilten wir die 
Anwendung der massgeblichen Rech-
nungslegungsgrundsätze, die wesent-
lichen Bewertungsentscheide sowie 
die Darstellung der Jahresrechnung 
als Ganzes. Dagegen sind Prüfungen 
der betrieblichen Abläufe und des in-
ternen Kontrollsystems und weitere 
Prüfungshandlungen zur Aufdeckung 

deliktischer Handlungen oder andere 
Gesetzesverstösse nicht Bestandteil un-
serer Revision.

Bei unserer Revision sind wir nicht auf 
Sachverhalte gestossen, aus denen wir 
schliessen müssten, dass die Buchfüh-
rung und Jahresrechnung nicht Gesetz 
und Statuten entsprechen.

St. Gallen, 8. September 2014

Die Revisionsstelle:
Marie Theres Vogt
Stefan Strasser
Peter Aerne
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Kommentar zur Rechnung 
2013/14

In dem Verbandsjahr 2013/14 sind hö-
here Anwaltskosten entstanden als 
budgetiert. Deswegen wurde beim 
Dachverband KLV ein Antrag auf Kos-
tenübernahme gestellt. Dank dieser 
Rechtskostenerstattung konnte das 
Verbandsjahr mit einem Gewinn von 
Fr. 3’726.15 abschliessen. 

Kommentar zum Budget 2014/15

Der KMV rechnet in Zukunft vermehrt 
mit Rechtsfällen. Diese Kosten wer-
den in der Regel zum grossen Teil vom 
Dachverband KLV übernommen. Da bei 
einigen Rechtsfällen die Kostenüber-
nahme nicht vollständig geschieht, 
wird bei Anwalts- und Gerichtskosten 
ein Betrag von Fr. 3’500.– budgetiert.

Die Website des Verbandes soll kom-
plett neu gestaltet werden. Daher ist 
unter Publikationen/PR/Website ein 
Betrag von Fr. 2’000.– vorgesehen.

Festsetzung der Mitgliederbeiträge

Die Mitgliedschaftsgebühr bleibt un-
verändert, richtet sich nach der Höhe 
des Pensums und wird einmal im Jahr 
in Rechnung gestellt:

Pensum 66 % bis 100 %	 Fr. 240.–	
(180.– KMV + 60.– KLV)

Pensum 36 % bis 65 %	 Fr. 168.–	
(108.– KMV + 60.– KLV)

Pensum   0 % bis 35 %	 Fr.   96.– 	
(36.– KMV + 60.– KLV)

Verbandsmitglieder, die pensioniert 
werden, müssen die Mitgliedschaft 
nicht kündigen, sondern können und 
sollen weiterhin beitragsfrei Mitglied 
im Verband bleiben. Sie sind von der 
Beitragspflicht befreit, sind jedoch 
dann auch nicht Mitglied beim KLV. 

Bei Fragen bezüglich des Mitglied-
schaftsbeitrages oder bei Änderung 
von Adresse oder sonstigen Mitglie-
derdaten bitte ich Sie, sich mit mir in 
Verbindung zu setzen:  office@kmv.ch.

Ich freue mich auf ein weiteres erfolg-
reiches Verbandsjahr und auf eine gute 
Zusammenarbeit.

Reinhard Gross, Kassier KMV
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Informationen zur St. Galler 
Pensionskasse

Allgemeines

Die sgpk ist eine öffentlich-rechtliche 
Stiftung mit Sitz in St. Gallen. Sie wur-
de aus der Versicherungskasse für das 
Staatspersonal und der kantonalen 
Lehrerversicherungskasse per 1. Januar 
2014 errichtet. Sie bezweckt die beruf-
liche Vorsorge (2. Säule) für das Staats-
personal des Kantons St. Gallen, für 
das Personal von selbständigen öffent-
lich-rechtlichen Anstalten und Stiftun-
gen des Kantons, für das Personal der 
öffentlichen Volksschulen des Kantons 
sowie für das Personal weiterer ange-
schlossener Arbeitgeber.
Die sgpk hat rund 24’000 aktiv Versi-
cherte und rund 7’500 Rentner.

Übergangsordnung

Für versicherte Personen, die bis 31. 
Dezember 2013 das 58. Altersjahr voll-
endet hatten, wird die bisherige Ver-
sicherung nach den Grundlagen der 
kantonalen Lehrerversicherungskasse 
weiter geführt. Für anwartschaftliche 
Leistungen (Kinder- und Hinterlasse-
nenrenten) gilt das Vorsorgereglement 
der sgpk.
Für die Jahrgänge 1956 und jünger so-
wie für alle Neueintritte ab 1. Januar 
2014, unabhängig vom Alter, gelten 
ausschliesslich die Bestimmungen des 
Vorsorgereglements der sgpk.

Beitritt

Die Voraussetzungen für die Versiche-
rung bei der sgpk sind:
•	 Das Arbeitsverhältnis wurde für 

eine Dauer von über 3 Monaten 
vereinbart, dies gilt auch für Stell-
vertretungen.

•	 Der AHV-pflichtige Jahreslohn ist 
mindestens Fr. 14’040, es werden 
die Jahreslöhne aller bei der sgpk 
angeschlossenen Arbeitgebenden 
zusammengezählt.

•	 Die An- und Abmeldung hat durch 
die Arbeitgebende zu erfolgen.

Finanzierung

Der versicherte Lohn entspricht dem 
AHV-Lohn, vermindert um den Koor-
dinationsabzug. Der Koordinations-
abzug entspricht 20 Prozent des AHV-
pflichtigen Jahreslohns, maximal Fr. 
14’040.
Der Beschäftigungsgrad ist unerheb-
lich für die Bestimmung des versicher-
ten Lohns.
Es werden folgende Beiträge auf dem 
versicherten Lohn erhoben:
•	 Sparbeitrag zur Äufnung des Spar-

guthabens 112.6 – 21.2 %; alters-
abhängig)

•	 Risikobeitrag für die Risikoleistun-
gen Tod und Invalidität 13.5 %)

•	 Verwaltungkostenbeitrag für den 
Betrieb der sgpk 10.4%)
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Für alle gilt das gleiche Beitragsver-
hältnis: Arbeitgebende 55 Prozent 
und Arbeitnehmende 45 Prozent.
Ab 1. Januar 2016 gilt ein Beitragsver-
hältnis: Arbeitgebende 56 Prozent und 
Arbeitnehmende 44 Prozent.

Leistungen

Die sgpk erbringt Leistungen bei den 
Vorsorgefällen Alter, Tod und Invalidi-
tät. Die Höhe der Altersrente ist ab-
hängig vom Alters- bzw. Sparguthaben 
und dem anwendbaren Umwandlungs-
satz (Anhang 3 Vorsorgereglernentl. 
Die versicherte Person kann ab Alter 
58 (Umwandlungssatz 5.35 %) bis Alter 
70 (Umwandlungssatz 7.15 %) bei der 
sgpk eine Altersrente oder Teil-Alters-
rente beziehen.
Ein Anspruch auf Alterskinderrente be-
steht erst ab Alter 65. Sie ist abhängig 
von der Höhe der Altersrente, maximal 
entspricht sie der einfachen maximalen 
AHV-Kinderrente.
Die Höhe der Witwen- oder Wit-
werrente beim Tod des Versicherten 
entspricht 40 Prozent des versicherten 
Lohns. Die Witwen- oder Witwerren-
te wird lebenslang ausgerichtet. Beim 
Tod einer Altersrentnerin oder Alters-
rentner beträgt die Witwen- oder Wit-
werrente 2/3 der Altersrente.
Die Waisenkinderrente beträgt 11 Pro-
zent des versicherten Lohns bzw. 20 
Prozent der vor dem Tod ausgerichte-
ten Rente.

Die Höhe der Invalidenrente ent-
spricht 55 Prozent des versicherten 
Lohns, unabhängig vom Einkauf. Bis 
zum Alter 65 wird das Sparguthaben 
nachgeführt. Bei Erreichen des ordent-
lichen Rentenalters wird die Invaliden-
rente durch eine Altersrente abgelöst.
Mit der Invalidenrente besteht für je-
des Kind Anspruch auf eine Invaliden-
kinderrente. Diese beträgt je Kind 20 
Prozent der Invalidenrente.

Weitere Themen

Verlässt die versicherte Person die 
sgpk, bevor ein Vorsorgefall eintritt, 
hat sie Anspruch auf die Freizügig-
keitsleistung bzw. das persönliche 
Sparguthaben.
Versicherte Personen können bis zum 
Eintritt eines Vorsorgefalls freiwillige 
Einlagen leisten. Dabei sind bestimm-
te gesetzliche und reglementarische 
Bestimmungen zu beachten.
Das persönliche Sparguthaben kann 
für den Kauf von Wohneigentum 
zum eigenen Bedarf verwendet wer-
den. Informationen über die formellen 
Voraussetzungen wie auch die Bezugs-
höhe können aus der «Information zur 
Wohneigentumsförderung mit Mitteln 
der beruflichen Vorsorge» der sgpk 
entnommen werden. Die Broschüre ist 
auf www.sgpk.ch verfügbar.
Bei der Scheidung einer versicherten 
Person werden die Sparguthaben bei 
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der Vorsorgeeinrichtung geteilt. Jeder 
Ehegatte hat grundsätzlich Anspruch 
auf die Hälfte der während der Ehe 
angesparten Austrittsleistung des an-
deren Ehegatten (Art. 122 ZGB).
Auf den Beginn der Altersrente hin 
können versicherte Personen maximal 
die Hälfte ihres Sparguthabens bei der 
sgpk in Kapitalform beziehen. Der Ka-
pitalbezug ist an Voraussetzungen 
gebunden. Insbesondere ist der Kapi-
talbezug nur zulässig, falls in den drei 
Jahren vorher keine freiwilligen Einla-
gen getätigt wurden.
Sämtliche Einlagen in das Spargutha-
ben aus privaten Mitteln oder Entnah-
men aus dem Sparguthaben haben 
steuerliche Folgen.

Weitere detaillierte Informationen 
und Kontakt
www.sgpk.ch
St. Galler Pensionskasse
Davidstrasse 35
9001 St.Gallen

Private Versicherungsgesellschaften 
sind bestrebt, möglichst viele Arbeit-
nehmer, speziell gut verdienende, in 
ihrer Pensionskasse zu wissen. Darum 
bemühen sich solche private Gesell-
schaften, Schulgemeinden zu einem 
Übertritt von der St. Galler Pensions-
kasse in ihre Kasse zu bewegen. Diese 
locken mit günstigen Angeboten, die 
den Versicherten aber schlussendlich 

tiefere Renten bescheren werden. Da-
rum ist es wichtig zu wissen, dass die 
Versicherten das Recht auf Entschei-
dungsfreiheit haben und mitbestim-
men können, in welcher Pensionskasse 
sie sein wollen. Es ist zwingend, sich 
gut zu informieren, wenn in der Schul-
gemeinde Bestrebungen bestehen, die 
Kasse zu wechseln.

Es gibt gute Gründe für einen Ver-
bleib in der St. Galler Pensionskasse: 
•	 Der Kanton St. Gallen garantiert 

auf lange Zeit einen Fortbestand 
der Versicherung.

•	 Das Verhältnis von Rentnern zu 
Versicherten ist mit 1:3 günstig.

•	 Die Vermögensverwaltung arbei-
tet mit tiefen Kosten und erarbei-
tet überdurchschnittliche Erträge.

•	 Die Erträge kommen ausschliess-
lich den versicherten Arbeitneh-
menden zugute, denn es sind 
keine Aktionärsinteressen zu be-
rücksichtigen.

KLV-Mitteilungsblatt, Nr. 153, Juni 
2014, S. 2 f. Abdruck mit freundlicher 
Genehmigung des KLV
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Quo vadis, Kanti Wattwil?

Wenn in der Presse vom Kanti-Leck im 
Zusammenhang mit der Kantonsschule 
Wattwil die Rede ist, dann ist nicht der 
Sanierungsbedarf und das Loch in der 
Decke gemeint, durch das es herein-
tropft. Das Tropfende Dach hat nur in-
sofern damit zu tun, dass es der Anlass 
für eine breite Diskussion ist, die gera-
de im Kanton St. Gallen auf politischer 
Ebne geführt wird. 

Die Kanti Wattwil muss saniert werden, 
das steht schon länger fest, und 2014 
hätte eigentlich der Baubeginn sein 
sollen. Dann aber begannen Diskus-
sionen, ob saniert oder doch neu ge-
baut werden soll und ob für die Kanti 
nicht überhaupt ein anderer Standort 
gewählt werden sollte. Soll die Kanti 
in Wattwil bleiben? Sollte ein Neubau 
besser im Linthgebiet stehen? Politiker 
aus den verschiedenen Teilen des Kan-

tons setzen sich nun für ihre Regionen 
ein, das ist ja ein Stück weit ihre Aufga-
be und vermutlich auch schon Teil des 
Wahlkampfes für die Wahlen 2016. In 
dem ganzen Streit blieb dann einmal 
nach einer Regierungsratssitzung ein 
Papier liegen und gelangte unberech-
tigterweise an die Presse. Der Kanton 
hat nun seine Kanti-Leck-Affäre, deren 
lückenlose Aufklärung nun von Partei-
en und Regierung gefordert wird. 

Verwunderlich ist, dass bei dem ganzen 
Prozedere eine andere Idee nicht auch 
Wellen geschlagen hat, nämlich die 
wirklich seltsame Idee der Regierung, 
allenfalls 100 bis 200 Schülerinnen und 
Schüler statt in Wattwil zukünftig in 
Pfäffikon in die Schule zu schicken. Die 
Regierung hat im Mai angekündigt, 
Gespräche mit dem Kanton Schwyz 
aufzunehmen und zu prüfen, was das 
für die Kantonsschule Wattwil bedeu-
ten würde. 

Es braucht keine grosse Studie um zu 
sehen, dass die Idee unsinnig ist. 100 
bis 200 Schülerinnen und Schüler ist 
schulplanerisch eine ausgesprochen 
grobe Zahlenangabe, und welche An-
zahl auch immer es konkret wäre – alle 
Schülerinnen und Schüler aus dem 
Linthgebiet oder Rapperswil-Jona wä-
ren es dennoch nicht. Man müsste wohl 
die Kantiplätze in Pfäffikon verlosen, 
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um nicht eine Flut von Einsprachen 
und Rekurse an das BLD zu erzeugen. 
Niemand hat sich bisher überlegt, mit 
was für Kosten die Idee der Regierung 
verbunden wäre. Pfäffikon beschult 
die Schülerinnen und Schüler nicht 
umsonst, und eine viel kleinere Kanti 
Wattwil würde sicher höhere Kosten 
pro einzelnen Schüler bedeuten. 

Nimmt man der Kanti Wattwil so vie-
le Schüler weg, muss das Angebot 
an Schwerpunktfächern oder auch 
Freifächern zwangsweise zusammen-
schrumpfen, vielleicht so sehr, dass 
man etablierte Schwerpunkte gar 
nicht mehr anbieten könnte. 100 bis 
200 Schüler weniger ist in etwa, wie 
wenn ein ganzer Jahrgang verschwin-
det – und mit ihm natürlich auch seine 
Lehrer. Der Kanton Schwyz würde eine 
Kanti ausbauen und neue Lehrer an-
stellen, um einen ganzen Schub an St. 
Galler Schülerinnen und Schüler aufzu-
nehmen, während in St. Gallen erneut 
eine grosse Zahl von Lehrerinnen und 
Lehrern auf die Strasse gestellt würde. 

Vor rund 40 Jahren hat man mit Weit-
blick begonnen, Landmittelschulen zu 
bauen, die heute als sehr erfolgreich 
gelten. In der letzten Zeit ist einer pri-
vaten Mittelschule durch den Sparz-
wang der Garaus gemacht worden, 
und gerade eben hat man an zwei von 

vier Standorten die Wirtschaftsmittel-
schulen geschlossen. Wir erleben heute 
den Rückbau des Ausbaus. Man fragt 
sich, welchen Stellenwert Mittelschu-
len heute eigentlich noch für die Re-
gierung des Kantons St. Gallen haben. 

Wir vom KMV sind entschieden gegen 
die Idee, eine grosse Zahl von Lernen-
den ausserkantonal zu beschulen, und 
wir werden uns mit aller Kraft dage-
gen wehren. 

Es ist die Aufgabe des Kantons St. 
Gallen, für seine jungen Menschen 
Bildungspolitik zu betreiben und die 
Schulbildung selbst zu gestalten. Es ist 
ein Auftrag und ein Privileg, und das 
gibt man nicht einfach aus der Hand.

Margit Kopp
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Klage zur Treueprämie 

Am 19. Dezember 2013 hat das Verwal-
tungsgericht nach einer langen War-
tezeit eine Klage des Staatspersonals 
gutgeheissen. Der Entscheid ist auf der 
Seite des Verwaltungsgerichts unter 
der Nummer K2012/5 aufgeführt und 
zu finden. 

Blenden wir zurück in die Jahre 2004 
und 2005. Im Sparpaket von 2004 wur-
den die Treueprämien für das Staats-
personal stark gekürzt. Statt nach dem 
15., 20., 30. und 35. Dienstjahr je einen 
Monatslohn und nach dem 25. und 
40. je eineinhalb Monatslöhne sollten 
neu nach dem 10. und 15. je ein halber 
Monatslohn, nach dem 25. Dienstjahr 
ein ganzer ausgerichtet werden. Die 
Änderung machte eine Übergangsre-
gelung notwendig, in der festgelegt 
wurde, wann und wie zum neuen Mo-
dus gewechselt werden soll und wie 
teilweise erworbene Treueprämienan-
sprüche nach altem Recht noch abzu-
gelten sind. 

Das ist soweit ein normales und auch 
notwendiges Vorgehen, nur ist diese 
Übergangsregelung in einem Punkt 
aus Sicht der Arbeitnehmenden völlig 
verunglückt: Wer am 1. Januar 2005 im 
11. bis 15. Dienstjahr stand, war durch 
die Übergangsregelung schlechter ge-

stellt als durch die alte oder die neue 
Treueprämienverordnung. Wer z.  B. 
am Stichtag 9 Jahre und 11 Monate in 
den Diensten des Kantons stand, der 
hätte nach der neuen Regelung bis 
zum 15. Dienstjahr insgesamt einen 
vollen Monatslohn erhalten. Wer ge-
nau einen Monat länger angestellt war 
und damit zum Stichtag im 10. Dienst-
jahr stand, fiel unter die Übergangsre-
gelung und hätte bis zum 15. Dienst-
jahr nur einen halben Monatslohn als 
Treueprämie erhalten. Dies empfanden 
die Personalverbände als ungerecht 
und nicht akzeptabel. Es wäre wohl 
nicht so schwer gewesen, die Rege-
lung in dem Punkt abzuändern und die 
Ungerechtigkeit zu beheben – wenn 
nur der Wille beim Arbeitgeber dazu 
vorhanden gewesen wäre. So kam es 
dazu, dass der KMV stellvertretend für 
das Staatspersonal schliesslich Klage 
eingereicht hat. Das Verwaltungsge-
richt hat die Klage als Feststellungs-
klage gutgeheissen und entschieden, 
dass die Übergangsregelung gegen das 
Gebot der Gleichbehandlung verstösst. 
Die Personalverbände sind froh, dass 
die Regierung sich entschieden hat, die 
Sache nicht ans Bundesgericht weiter-
zuziehen, denn das hätte das Verfah-
ren noch einmal erheblich in die Länge 
gezogen. 
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Es war also eine Klage mit all dem zu-
gehörigen Aufwand nötig, damit man 
sich Jahre später wieder zusammen-
setzt, um eine Ungerechtigkeit zu be-
seitigen, die schon 2004 offensichtlich 
und Gegenstand der Diskussion war. 
Der Kanton muss nun grössere und 
kleinere Nachzahlungen an rund 1700 
Personen leisten, und einen Teil der 
Betroffenen wird man erst aufwändig 
suchen müssen. Auch wenn aus Kapa-
zitätsgründen nicht gleich unmittelbar 
mit der Arbeit begonnen wurde, so 
erwarten die Personalverbände den-
noch, dass das Geschäft noch 2014 ab-
geschlossen werden kann. 

Warum muss das Staatspersonal im 
Kanton St. Gallen immer wieder den 
Klageweg gehen, um berechtigte An-
sprüche durchzusetzen? Das Urteil 
zeigt auch auf, wozu Berufsverbände 
nützlich sind. Sie leisten Arbeit, über-
nehmen Kosten und halten den Kopf 
hin, wo es für den Einzelnen schwierig 
wird. Und ab und zu bewegt sich da-
durch etwas zum Besseren hin. 

Zuletzt möchten wir uns an dieser Stel-
le auch bei denjenigen Kolleginnen 
und Kollegen bedanken, die in der Sa-
che als Kläger aufgetreten sind, ohne 
ihre Bereitschaft zum Mitmachen wäre 
die Klage gar nicht möglich gewesen.

Margit Kopp

Dienstleistungen und  
Vergünstigungen für KMV-
Mitglieder

KMV-Mitglieder profitieren von ver-
schiedenen Dienstleistungen und Ver-
günstigungen, die wir Ihnen im Fol-
genden gerne noch einmal auflisten: 

Rechtsschutz für berufliche  
Angelegenheiten

Jedes Jahr hat der KMV mit einigen 
Rechtsfällen und Rechtsanfragen zu 
tun. Wir bieten unseren Mitgliedern 
gemeinsam mit dem KLV einen Rechts-
schutz für berufliche Angelegenheiten 
an. Die Richtlinien zu dieser Dienstleis-
tung finden Sie über die KMV-Home-
page. 
Wichtig ist: Erster Ansprechpartner bei 
rechtlichen Fragen ist in jedem Fall das 
KMV-Präsidium, wenn nötig wird eine 
Kostengutsprache erteilt und die An-
frage an einen Rechtsanwalt zur Bera-
tung weiterverwiesen. 

Beratungsstelle für Mittelschul-
lehrpersonen

Wir bieten KMV-Mitgliedern die Gele-
genheit, sich in einem unverbindlichen 
und selbstverständlich vertraulichen 
Gespräch mit einer psychologisch aus-
gebildeten Person aus dem schulischen 
Umfeld beraten zu lassen. Der KMV 
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übernimmt die Kosten für das Erstge-
spräch und beteiligt sich nach Abspra-
che mit dem Leitenden Ausschuss auch 
eventuell an weiteren Beratungssit-
zungen. Alle nötigen Kontaktinforma-
tionen finden Sie auf der Verbands-
homepage. 

Vergünstigungen bei  
Versicherungen

KMV-Mitglieder können die Kollektiv-
verträge des KLV in Anspruch nehmen. 
Durch die Umteilung vom Einzel- in 
den Kollektivvertrag kann man zwi-
schen 10 % und 20 % auf die Zusatz-
versicherungen der Prämienrechnung 
sparen. Die Vergünstigungen betref-
fen folgende Kassen:

•	 10 % Assura, Innova, Sanitas, Sani-
tas Compact One, Swica

•	 15 %  Avanex, Concordia, CSS, 
Helsana, Progrès, Sansan, Vivao 
Sympany (ex ÖKK), Wincare, Kol-
ping Krankenkasse

•	 20 % EGK, Groupe Mutuel

Weitere Information finden Sie auf der 
KMV-Homepage. 

Berufshaftpflichtversicherung

Grundsätzlich haftet bei einem Haft-
pflichtfall der Arbeitgeber, wenn nicht 
nachgewiesen werden kann, dass die 

Lehrerin resp. den Lehrer kein Ver-
schulden trifft. Die Lehrperson ist di-
rekt nicht belangbar, dem Arbeitgeber 
steht jedoch ein grundsätzliches Rück-
griffsrecht gegen den Verursacher zu. 
Die angebotene Berufshaftpflichtver-
sicherung gewährt hier Schutz gegen 
allfällige Regresse seitens des Arbeit-
gebers, auch bei Fahrlässigkeit und 
Grobfahrlässigkeit.
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Die neuen KMV-Vorstands-
mitglieder stellen sich vor 

Erica Burgauer

Ich bin erst seit wenigen Jahren Leh-
rerin und unterrichte Deutsch und Ge-
schichte (auch bilingual) an der Kanti 
Sargans. Theater und Literatur – Bel-
letristik ebenso wie Sachbücher auch 
jenseits meines Arbeitsgebiets – sind 
mir sehr wichtig, ebenso Kino und Mu-
sik von Jazz über Worldmusik bis zur 
Klassik. 

Nach dem Studium habe ich allerlei 
Unakademisches gemacht; unter an-
derem arbeitete ich mehrere Jahre 
in Anwaltskanzleien, aber auch für 
verschiedene NGOs. Wie wichtig Bil-
dungspolitik für unsere (für jede) Ge-
sellschaft ist, war mir schon vor meiner 
«Spätberufung» sehr klar. Deshalb war 

es für mich naheliegend, mich gewerk-
schaftlich zu engagieren. Ich hoffe 
auch, an der KSS möglichst viele Kol-
leginnen und Kollegen zumindest zur 
Mitgliedschaft, vielleicht sogar einmal 
zu weiteren Aktivitäten motivieren zu 
können.

Erich Jahn

Ich besuchte nach der Volksschule das 
Lehrerseminar in Sargans und unter-
richtete dann drei Jahre lang als Pri-
marlehrer. Anschliessend studierte ich 
an Konservatorium und Musikhoch-
schule Zürich und erlangte das Or-
ganistendiplom und beim SMPV das 
Klavierlehrerdiplom. Ich unterrichte 
Klavier und Orgel an der Kantonsschu-
le Sargans und an der Musikschule Sar-
ganserland und bin Organist in Mels. 
Ich freue mich auf die Arbeit im KMV-
Vorstand.
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Ursina Leuenberger

Seit 2013 unterrichte ich Sologesang 
an der Kantonsschule am Burggraben 
St. Gallen. Zuvor habe ich in Basel stu-
diert und ein halbes Jahr in London zur 
Weiterbildung verbracht. 

Neben meiner Unterrichtstätigkeit bin 
ich als freiberufliche Sängerin tätig. 
Literatur, Reisen und kreative Tätigkei-
ten aller Art gehören zu meinen sons-
tigen Interessensgebieten. Ich freue 
mich darauf, mich durch die Arbeit im 
KMV mit Kolleginnen und Kollegen aus 
dem ganzen Kanton auszutauschen. 

Cordula Nicollier

Seit drei Jahren unterrichte ich an der 
Kanti am Brühl. Ich bin jemand, der 
sehr vielseitige Interessen und Neigun-
gen hat. Zu meinen Passionen zähle ich 
Wandern, Mountainbiken, Klettern, 
Skifahren und Snowboarden. Die Lite-
ratur aus der französisch- und deutsch-
sprachigen Literatur hat es mir sehr 
angetan. 

Ich bin überzeugt, dass ich mit meinem 
Fächerkanon Französisch, Deutsch, 
Sport und Rhythmik die Interessen 
sehr vieler unterschiedlicher  Lehrper-
sonen im KMV vertreten kann. Damit 
während der Gespräche an Sitzungen 
nichts vergessen geht, führe ich das 
Protokoll. 
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